Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen Nr. COMM-C2/01/2013
Strukturförderung für europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks), und für Organisationen der Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene
Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ (2014-2020)
LEITLINIEN FÜR 2014-2017
1.
EINLEITUNG: DAS PROGRAMM „EUROPA FÜR BÜRGERINNEN UND BÜRGER“ 2014-2020
Die vorliegende Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen gilt vorbehaltlich
· der endgültigen Annahme der Verordnung über das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ für den Zeitraum 2014-2020 (nachstehend als „das Programm“ bezeichnet) durch den Gesetzgeber ohne wesentliche Änderungen,
· einer befürwortenden Stellungnahme oder des Verzichts auf Einwände durch den mit der Verordnung über das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ eingesetzten Ausschuss,
· der Bereitstellung der im Haushaltsentwurf 2014 vorgesehenen Mittel nach Feststellung Haushaltsplans 2014 durch die Haushaltsbehörde oder im Rahmen der Regelung der vorläufigen Zwölftel.
Das Programm bildet die Rechtsgrundlage für die vorliegende Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen.
1.1 Allgemeine Programmziele
Im Rahmen des globalen Ziels einer bürgernäheren Gestaltung der Union umfasst das Programm die folgenden allgemeinen Ziele:
· Verbesserung des Informationsstands der Bürgerinnen und Bürger über die Europäische Union, ihre Geschichte und Vielfalt,
· Stärkung der europäischen Bürgerschaft und Schaffung besserer Voraussetzungen für eine demokratische Bürgerbeteiligung auf EU-Ebene.
1.2 Einzelziele des Programms
Zu den Einzelzielen des Programms gehört Folgendes:
· Anregung von Debatten, Reflexion und Vernetzung, um das Geschichtsbewusstsein zu stärken und eine Sensibilisierung für die gemeinsame Geschichte und die gemeinsamen Werte sowie das Ziel der Europäischen Union, den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern, herbeizuführen,
· Stärkung der demokratischen Bürgerbeteiligung auf EU-Ebene, indem den Bürgerinnen und Bürgern der politische Entscheidungsprozess in der EU nähergebracht wird und Möglichkeiten für gesellschaftliches und interkulturelles Engagement und Freiwilligentätigkeit auf EU-Ebene gefördert werden.
1.3 Thematische Prioritäten
In Übereinstimmung mit den allgemeinen Zielen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ legt die Europäische Kommission die jährlichen thematischen Prioritäten nach Anhörung des Programmausschusses fest.
Für das Jahr 2014 wurden die folgenden thematischen Prioritäten angenommen:
Programmbereich 1: Europäisches Geschichtsbewusstsein
Gemäß Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union ist es das Ziel der Union, den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern.
In diesem Zusammenhang werden durch das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ Organisationen unterstützt, die sich mit den Ursachen für das Bestehen totalitärer Regime in der neueren Geschichte Europas sowie mit der Reflexion über sonstige entscheidende Momente und Bezugspunkte in der jüngeren europäischen Geschichte auseinandersetzen. Zu den historischen Ereignissen, die es im Jahre 2014 insbesondere zu begehen gilt, zählen der 100. Jahrestag des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs, der 25. Jahrestag des Falls der Berliner Mauer und zehn Jahre Erweiterung der Europäischen Union um die Länder Mittel- und Osteuropas.
Programmbereich 2: Demokratisches Engagement und Bürgerbeteiligung
Vom 22. bis 25. Mai 2014 finden in allen Mitgliedstaaten die Wahlen zum Europäischen Parlament statt. Es werden die ersten Wahlen sein, die nach den Regeln des Vertrags von Lissabon abgehalten werden, der gemäß Artikel 11 EUV die Rolle der EU-Bürger als politische Akteure stärkt.
Vor diesem Hintergrund wird im Jahr 2014 der Schwerpunkt in Bereich 2 des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ auf die Wahlen zum Europäischen Parlament und die Bürgerbeteiligung am demokratischen Leben in der EU gelegt. Ziel ist es, die Debatte über die Zukunft Europas zu vertiefen und somit einen europäischen öffentlichen Raum zu schaffen, in dem europäische Themen von einem europäischen Standpunkt aus diskutiert und debattiert werden.
Im Rahmen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ werden demzufolge Organisationen unterstützt, die sich um Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger in das demokratische Leben der EU – von der Demokratie vor Ort bis zur umfassenden Bürgerbeteiligung an der Unionspolitik – bemühen.
2. ZEITPLAN
	20. Dezember 2013
	Ende Frist für die Einreichung von Anträgen

	Januar/Februar 2014
	Analysephase – Auswahl der Anträge (Zulassungs-, Ausschluss-, Auswahl- und Gewährungskriterien).

	März/April 2014
	Veröffentlichung der Ergebnisse des Auswahlverfahrens auf der Website der Exekutivagentur

	Mai 2014
	Übermittlung der Finanzhilfebeschlüsse/
‑vereinbarungen an die Finanzhilfe​empfänger zur Unterzeichnung


3. ZWECK DER AUFFORDERUNG
Zweck der Aufforderung ist die Auswahl von Organisationen, die sich für Europa engagieren und mittels ihrer ständigen, normalen und regulären Tätigkeiten einen spürbaren Beitrag zu den Zielen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ leisten, die unter den Punkten 1.1 und 1.2 genannt sind.
3.1 Beschreibung
Die vorliegende Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen betrifft die strukturelle Unterstützung (auch als Beitrag zu den Betriebskosten oder Betriebskostenzuschuss bezeichnet) von Einrichtungen, die Ziele verfolgen, die von allgemeinem europäischem Interesse sind, um das europäische Geschichtsbewusstsein (Programmbereich 1) zu stärken oder das demokratische Engagement und die Bürgerbeteiligung (Programmbereich 2) zu fördern. Es sollen diejenigen Betriebskosten kofinanziert werden, die einer Einrichtung das eigenständige Bestehen und die Durchführung von Tätigkeiten ermöglichen, die in ihrem jährlichen Arbeitsprogramm vorgesehen sind. Diese Tätigkeiten müssen mit den satzungsgemäßen Zielen der Einrichtung im Einklang stehen und einen Beitrag zur Ausarbeitung und Umsetzung eines oder mehrerer der Programmziele leisten.
Unterstützung wird im Anschluss an die vorliegende Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen in Form von Rahmenpartnerschaften über den Zeitraum von vier Jahren (2014-2017) gewährt. Bei den Rahmenpartnerschaften handelt es sich um Kooperationsmechanismen, die zwischen einer bestimmten Organisation und der Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur festgelegt werden.

Auf Grundlage dieser Rahmenpartnerschaften werden für jedes Jahr Beiträge zu den Betriebskosten gewährt.
4. ZULASSUNGSKRITERIEN
Anträge, die die nachstehenden Kriterien erfüllen, werden einer eingehenden Bewertung unterzogen.
4.1
Formale Kriterien
Es werden ausschließlich Vorschläge berücksichtigt, die in einer der EU-Amtssprachen und unter Verwendung des vollständig ausgefüllten, unterzeichneten und zum festgelegten Termin eingereichten offiziellen Online-Antragsformulars vorgelegt werden.
Dem Antragsformular sind alle weiteren darin aufgeführten Unterlagen beizufügen.
Als zulässig gelten Anträge, die
a) die unter den Punkten 4 und 5 dieser Aufforderung aufgeführten Voraussetzungen erfüllen,
b) bis 20. Dezember 2013 um 12.00 Uhr (mittags, Brüsseler Zeit) vorgelegt werden,
c) unter Verwendung des offiziellen Antragsformulars (siehe Punkt 13) gestellt wurden, das vollständig ausgefüllt wurde,
d) vom gesetzlichen Vertreter der Organisation unterzeichnet wurden,
e) einen ausgeglichenen Finanzplan in Bezug auf Einnahmen und Ausgaben aufweisen,
f) die Finanzierungsbedingungen der Aufforderung gemäß Punkt 8 erfüllen.
4.2
Förderfähige Länder
Zulässig sind Anträge von Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit und Sitz in einem der EU-Mitgliedstaaten:
a) EU-Mitgliedstaaten: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Zypern,

b) Anträge aus anderen Ländern (d. h. den EFTA-Staaten, den Beitrittsländern, den Kandidatenländern oder potenziellen Kandidatenländern) sind zulässig, sofern diese Länder im Verlauf des Jahres 2014 eine Vereinbarung mit der Europäischen Kommission unterzeichnet haben. In diesem Fall können sich Antragsteller aus diesen Ländern bis zum 31. Dezember 2014 für eine dreijährige Rahmenpartnerschaft im Zeitraum 2015-2017 bewerben.
4.3
Förderfähige Antragsteller
4.3.1 Arten von Organisationen
Um im Rahmen einer Partnerschaft förderfähig zu sein, müssen die Organisationen in eine der folgenden Kategorien fallen:
A. Organisationen der Zivilgesellschaft zur Stärkung des europäischen Geschichtsbewusstseins (Programmbereich 1):

Organisationen, die Maßnahmen durchführen, die sich mit den Ursachen für das Bestehen totalitärer Regime in der neueren Geschichte Europas (insbesondere des Nationalsozialismus, der den Holocaust zur Folge hatte, sowie des Faschismus, des Stalinismus und der totalitären kommunistischen Regime) und dem Gedenken an ihre Opfer befassen.

Organisationen, die Maßnahmen im Zusammenhang mit sonstigen entscheidenden Momenten und Bezugspunkten in der jüngeren europäischen Geschichte durchführen.

Organisationen, die sich für die gemeinsamen Werte der EU einsetzen: Sensibilisierung der Bürgerinnen und Bürger für die Bedeutung der Aufrechterhaltung und Förderung demokratischer Werte in Europa, beispielweise durch das Gedenken an europäische Persönlichkeiten wie die Gründungsväter des europäischen Einigungswerks oder andere Personen, die in späteren Phasen einen wesentlichen Beitrag zum europäischen Aufbauwerk geleistet haben.
B. Zivilgesellschaftliche Organisationen, die auf europäischer Ebene tätig sind (Programmbereich 2):

Dachverbände, Netzwerke und andere zivilgesellschaftliche Organisationen, die im Interesse der Stärkung der demokratischen Bürgerbeteiligung auf der Ebene der EU tätig sind, indem sie den Bürgerinnen und Bürgern den politischen Entscheidungsprozess in der EU näherbringen und Möglichkeiten für gesellschaftliches Engagement auf EU-Ebene fördern.
C. Europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks) (Programmbereiche 1 und 2):

Diese Organisationen stellen eine Verbindung zwischen Forschung und Politik auf europäischer Ebene her. Sie tragen zur Problemlösung bei und fördern den Austausch zwischen Wissenschaftlern, Intellektuellen und Entscheidungsträgern. Die Aufforderung richtet sich an Think-Tanks, die im Wesentlichen mit den Zielen und Schwerpunkten des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ befasst sind, deren Tätigkeiten nicht nur Forschungszwecken dienen und die sich nicht ausschließlich an Fachleute richten. Inhaltlich bezieht sich das auf beide Bereiche.
D. Plattformen europaweiter Organisationen (Programmbereich 2):
Die Besonderheit dieser Plattformen besteht darin, dass ihre Mitglieder selbst Dachverbände (Plattformen) auf europäischer Ebene sind. Diese europaweiten Plattformen vertreten eine große Zahl von Unionsbürgern und decken ein breites politisches Spektrum ab.
4.3.2 Förderfähige Organisationen
Um einen Beitrag zu den Betriebskosten erhalten zu können, dürfen Organisationen mit Ziel von allgemeinem europäischen Interesse
a) keinen Erwerbszweck verfolgen und müssen
b) entsprechend ihrer Satzung oder Aufgabenbeschreibung im Bereich der europäischen Bürgerschaft eine aktive Rolle spielen (europäisches Geschichtsbewusstsein und demokratisches Engagement und Bürgerbeteiligung) und einer der oben genannten Organisationsarten angehören,

c) seit mindestens vier Jahren (zum Zeitpunkt der Vorlage ihres Antrags) in einem förderfähigen Land rechtmäßig niedergelassen sein und über Rechtspersönlichkeit verfügen,

d) ihren Tätigkeiten in förderfähigen Ländern nachgehen,

e) über die folgende geografische Reichweite verfügen:
· Organisationen der Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene (Gruppe B) und Organisationen der Zivilgesellschaft für europäisches Geschichtsbewusstsein (Gruppe A) müssen Mitglieder oder Tätigkeiten in mindestens 12 förderfähigen Ländern nachweisen können,

· Plattformen europaweiter Organisationen (D) müssen mindestens 20 Dachverbände als Mitgliederorganisationen haben, die jeweils über Mitglieder in mindestens 15 Mitgliedstaaten verfügen und zusammen sämtliche 28 Mitgliedstaaten abdecken müssen;
· europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks), benötigen für die Förderfähigkeit keine besondere geografische Reichweite.
Privatpersonen und öffentliche Einrichtungen sind nicht zur Teilnahme an dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen befugt.
4.4
Förderfähige Tätigkeiten
Der Antragsteller muss mit seinen Tätigkeiten einen spürbaren Beitrag zur Entwicklung und Umsetzung der allgemeinen Ziele und der Einzelziele des Programms leisten.
Der Antragsteller muss die folgenden Unterlagen vorlegen:
- ein strategisches Arbeitsprogramm für vier Jahre ab 2014 und
- ein ausführliches Jahresarbeitsprogramm für 12 Monate ab 2014.
Das strategische Arbeitsprogramm der antragstellenden Organisation muss Aufschluss über die satzungsgemäßen Tätigkeiten geben, darunter die Durchführung von Konferenzen, Seminaren und Rundtischgesprächen sowie Repräsentation, Öffentlichkeitsarbeit, Valorisierung und weitere regelmäßige europäische Aktivitäten, die mit den Tätigkeiten im Rahmen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ in Verbindung stehen.
4.5
Förderzeitraum
Die Partnerschaftsrahmenvereinbarung wird für die Dauer von vier Jahren geschlossen. Bei den spezifischen jährlichen Finanzhilfen muss der Förderzeitraum dem Geschäftsjahr des Antragstellers entsprechen, das aus den bescheinigten Jahresabschlüssen der Organisation hervorgeht.
Ist das Geschäftsjahr eines Antragstellers nicht mit dem Kalenderjahr identisch, so setzt der Förderzeitraum mit dem Beginn des Geschäftsjahres 2014 ein.
5.
AUSSCHLUSSKRITERIEN
Antragsteller, die eine Finanzhilfe von mehr als 60 000 EUR beantragen, müssen eine „ehrenwörtliche Erklärung“ unterzeichnen, mit der sie bestätigen, dass keiner der in Artikel 106 Absatz 1, Artikel 107 und Artikel 109 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union
 (Haushaltsordnung) und im Folgenden genannten Fälle auf sie zutrifft. Diese „ehrenwörtliche Erklärung“ ist dem Antrag zwingend beizufügen.
Antragsteller in einer der folgenden Situationen werden von der Teilnahme am Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ ausgeschlossen, wenn
· sie sich im Konkursverfahren, in Liquidation oder im gerichtlichen Vergleichsverfahren befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit eingestellt haben oder sich aufgrund eines in den einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer vergleichbaren Lage befinden,

· sie oder Personen, die ihnen gegenüber über eine Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbefugnis verfügen, aufgrund eines rechtskräftigen Urteils einer zuständigen Instanz eines Mitgliedstaats aus Gründen bestraft worden sind, welche ihre berufliche Zuverlässigkeit infrage stellen,

· sie im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen haben, welche auf eine Art und Weise nachgewiesen wurde, die der Auftraggeber rechtfertigen kann, einschließlich durch Beschlüsse der EIB und internationaler Organisationen,

· sie ihrer Pflicht zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen, Steuern oder sonstigen Abgaben nach den Rechtsvorschriften des Landes ihrer Niederlassung, des Landes des zuständigen Anweisungsbefugten oder des Landes, in dem die Finanzhilfevereinbarung/der Finanzhilfebeschluss erfüllt werden, nicht nachgekommen sind,

· sie oder Personen, die ihnen gegenüber über eine Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbefugnis verfügen, rechtskräftig wegen Betrugs, Korruption, Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung, Geldwäsche oder einer anderen gegen die finanziellen Interessen der Union gerichteten Handlung verurteilt worden sind,

· sie von einer verwaltungsrechtlichen Sanktion nach Artikel 109 Absatz 1 der Haushaltsordnung betroffen sind.
Keine Finanzhilfe erhalten Antragstellende, die zum Zeitpunkt des Verfahrens der Finanzhilfevergabe
· sich in einem Interessenskonflikt befinden,

· bei der Übermittlung der von der Agentur für die Teilnahme an der Vergabe von Finanzhilfen verlangten Auskünfte falsche Erklärungen abgegeben oder die verlangten Auskünfte nicht erteilt haben,

· eines der in Artikel 106 Absatz 1 der Haushaltsordnung genannten Kriterien für den Ausschluss von der Teilnahme an dem betreffenden Verfahren zur Gewährung einer Finanzhilfe erfüllen.
Gemäß Artikel 109 der Haushaltsordnung können gegen Antragsteller, die sich falscher Erklärungen schuldig gemacht oder offensichtlich gegen ihre vertraglichen Verpflichtungen im Rahmen eines früheren Vergabeverfahrens verstoßen haben, angemessene verwaltungsrechtliche oder finanzielle Sanktionen verhängt werden.
6.
AUSWAHLKRITERIEN
Förderfähige Vorschläge werden einer eingehenden Bewertung der finanziellen und operativen Leistungsfähigkeit der antragstellenden Organisationen unterzogen.
Finanzielle Leistungsfähigkeit bedeutet, dass der Antragsteller über solide und ausreichende Finanzierungsquellen verfügt, um seine Tätigkeit während der Laufzeit des Projekts aufrechtzuerhalten. Der Antragsteller weist seine finanzielle Leistungsfähigkeit mit einer „ehrenwörtlichen Erklärung“ und durch seine Angaben im Formular „Finanzangaben“ nach.
Darüber hinaus wird die finanzielle Leistungsfähigkeit auf Anforderung durch die EACEA anhand des folgenden, durch den Antragsteller vorzulegenden ergänzenden Dokuments bewertet:
· Formular „Finanzielle Leistungsfähigkeit“ zusammen mit den offiziellen Abschlüssen (einschließlich Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhänge) der letzten beiden abgeschlossenen Geschäftsjahre.
Kommt die EACEA aufgrund der vorgelegten Unterlagen zu dem Schluss, dass die erforderliche finanzielle Leistungsfähigkeit nur knapp gewährleistet ist, kann sie
· zusätzliche Informationen verlangen,
· eine Bankgarantie verlangen,
· eine Finanzhilfevereinbarung mit einer Vorfinanzierung in Teilbeträgen vorschlagen,
· eine Finanzhilfevereinbarung bzw. einen Finanzhilfebeschluss ohne Vorfinanzierung vorschlagen,
· den Antrag ablehnen.
Operative Leistungsfähigkeit bedeutet, dass der Antragsteller nachweisen muss, dass er über ausreichende Kompetenzen und die Motivation verfügt, die vorgeschlagenen Tätigkeiten durchzuführen. Die operative Leistungsfähigkeit wird anhand der Erfahrungen des Antragstellers mit der Verwaltung von Tätigkeiten in dem betreffenden Bereich bewertet. Diese Angaben sind in einem für diesen Zweck vorgesehenen besonderen Abschnitt des Antragsformulars vorzulegen. Der Antragsteller gibt eine „ehrenwörtliche Erklärung“ ab, und die Agentur fordert gegebenenfalls zusätzliche Belegunterlagen an (z. B. Lebensläufe der bei der antragstellenden Organisation zuständigen Personen, aus denen die gesamte einschlägige Berufserfahrung hervorgeht). 
6.3
Prüfung
Den Anträgen ist ein von einem zugelassenen externen Rechnungsprüfer erstellter Bericht über die externe Prüfung beizufügen. In diesem Bericht werden die Rechnungen des letzten abgeschlossenen Rechnungsjahres bescheinigt.
7. GEWÄHRUNGSKRITERIEN
Nach der Prüfung auf Einhaltung der Zulassungs- und Ausschlusskriterien (siehe Punkte 4 und 5) und der Anforderungen an die operative und finanzielle Leistungsfähigkeit (siehe Punkt 6) prüft ein Bewertungsausschuss anhand der Gewährungskriterien alle Anträge, die die Voraussetzungen erfüllen, um festzulegen, welche Vorschläge für die Kofinanzierung infrage kommen.
Bei der Bewertung der Anträge werden die folgenden Gewährungskriterien zugrunde gelegt:
· Übereinstimmung mit den Zielen des Programms und der Programmbereiche: 30 %
· Eignung des vorgeschlagenen Arbeitsprogramms für die Ziele des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“.
· Das Arbeitsprogramm der Organisation muss einen Beitrag zur Umsetzung der Ziele des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ leisten.
· Das Tätigkeitsprofil des Antragstellers muss den Zielen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ entsprechen.
· Qualität des Tätigkeitsplans/Arbeitsprogramms: 30 %
· Das vorgeschlagene Arbeitsprogramm muss dazu geeignet sein, die Ziele der Organisation zu erreichen.
· Kohärenz: Übereinstimmung zwischen den einzelnen Zielen der vorgeschlagenen Tätigkeiten und Ausrichtung der vorgeschlagenen Leistungen und Ressourcen auf die Ziele.
· Effizienz: Die Ergebnisse müssen mit einem vertretbaren Kostenaufwand erzielt werden können.
· Die Arbeitsprogramme müssen eine klar umrissene europäische Dimension beinhalten.
· Vorrang erhalten Organisationen, die neue Arbeitsmethoden verwenden oder innovative Tätigkeiten vorschlagen.
· Verbreitung: 15 %
· Organisationen, die Beiträge zu den Betriebskosten erhalten, müssen die erforderlichen Anstrengungen zur Nutzung und Verbreitung ihrer Ergebnisse unternehmen.
· Mit dem vorgeschlagenen Arbeitsprogramm muss insofern ein Multiplikatoreffekt verbunden sein, als es sich an ein breiteres Publikum als die unmittelbaren Projektteilnehmer richtet.
· Es muss ein realistischer und praxisorientierter Verbreitungsplan vorliegen, um einen wirksamen Transfer und Austausch der im Arbeitsprogramm vorgesehenen Ergebnisse zu ermöglichen.
· Wirkungsentfaltung und Bürgerbeteiligung: 15 %
· Die Zahl der Partner, Teilnehmer, Beiträge zur Politikgestaltung und beteiligten Länder muss ausreichend groß sein, um eine tatsächliche europäische Reichweite des vorgeschlagenen Arbeitsprogramms zu gewährleisten.
· Wirkungsentfaltung: Das Arbeitsprogramm muss auf die Verwirklichung der darin enthaltenen Zielsetzungen ausgerichtet sein, insbesondere mit Blick auf konkrete Beiträge zur Politikgestaltung.
· Nachhaltigkeit: Das vorgeschlagene Arbeitsprogramm ist auf Langzeitwirkungen auszurichten.
· Mit dem vorgeschlagenen Arbeitsprogramm müssen die Teilnehmer die Möglichkeit erhalten, sich bei den Maßnahmen und zu den angesprochenen Themen aktiv einzubringen.
· Es ist eine ausgewogene Verteilung zwischen Bürgerinnen und Bürgern, die bereits in Organisationen/Einrichtungen aktiv sind, und bislang Unbeteiligten anzustreben.
· Vorrang erhalten Organisationen, die Bürgerinnen und Bürger aus unterrepräsentierten oder benachteiligten Gruppen einbeziehen.
· Ausmaß, in dem der mangelnde Zugang zu Finanzmitteln die Durchführung des Arbeitsprogramms verzögert (10 %)
· Im Arbeitsprogramm ist eine ausführliche Analyse der Entwicklung der Ausgaben und aller Kofinanzierungspläne in den vergangenen drei Jahren vorzunehmen.
· Aus den Vorschlägen muss hervorgehen, dass weitere ausreichende Finanzierungsquellen vorhanden sind, um die Durchführung des Arbeitsprogramms sicherzustellen.
· In den Vorschlägen ist aufzuzeigen, in welchem Umfang der beantragte Beitrag für die Durchführung des Arbeitsprogramms erforderlich ist.
· In den Vorschlägen ist aufzuzeigen, inwieweit eine sofortige Durchführung des Arbeitsprogramms erforderlich ist, um die Ziele der Aufforderung umzusetzen und/oder inwiefern eine spätere Durchführung in dieser Hinsicht mit nachteiligen Folgen verbunden wäre.
8. FINANZIERUNGSBEDINGUNGEN
Eine EU-Finanzhilfe bildet einen Anreiz für die Durchführung von Maßnahmen, die ohne finanzielle Unterstützung durch die Union nicht realisiert werden könnten, und beruht auf dem Grundsatz der Kofinanzierung. Sie ergänzt den finanziellen Eigenbeitrag der antragstellenden Organisation und/oder nationale, regionale oder private Finanzhilfen, die möglicherweise gewährt wurden.
Mit der Bewilligung eines Antrags ist nicht die Verpflichtung verbunden, eine Finanzhilfe in der vom Antragsteller beantragten Höhe zu gewähren. Darüber hinaus darf der bewilligte Betrag den angeforderten Betrag in keinem Fall überschreiten. Die Gewährung einer Finanzhilfe ist nicht mit einem Anspruch für nachfolgende Jahre verbunden.
Eine EU-Finanzhilfe darf 70 % der vorläufigen förderfähigen Ausgaben bei keiner Organisationsart überschreiten; eine Ausnahme bilden die Plattformen europaweiter Organisationen (siehe Punkt 4.3.1), für die die Obergrenze bei 90 % liegt.
Im Übrigen gestaltet sich die maximale Finanzhilfe für die einzelnen Organisationsarten wie folgt:
	Art 
	Mindestbetrag
	Höchstbetrag 
	Maximaler Kofinanzierungs-satz 

	A. Organisationen der Zivilgesellschaft zur Stärkung des europäischen Geschichtsbewusstseins (Programmbereich 1)
	60 000 EUR
	200 000 EUR
	70 %

	B. Organisationen der Zivilgesellschaft, die auf europäischer Ebene tätig sind (Programmbereich 2)
	60 000 EUR
	200 000 EUR
	70 %

	C. Europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks) (Programmbereiche 1 und 2)  
	60 000 EUR
	350 000 EUR
	70 %

	D Plattformen europaweiter Organisationen (Programmbereich 2)
	60 000 EUR
	600 000 EUR


	90 %


Das Ziel ist, ca. 8 Organisationen im Programmbereich 1 „Europäisches Geschichtsbewusstsein“ und 26 Organisationen im Programbereich 2 „Demokratisches Engagement und Bürgerbeteiligung“ des Programms Europa für Bürgerinnen und Bürger auszuwählen.
8.1 Vertragsbedingungen
Nach Bewilligung eines Antrags gehen dem Antragsteller in Abhängigkeit von dem Ort, an dem er rechtmäßig niedergelassen ist, entweder ein Partnerschaftsrahmenbeschluss und ein Finanzhilfebeschluss oder eine Partnerschaftsrahmenvereinbarung und eine Finanzhilfevereinbarung zu.
· Mit der Rahmenpartnerschaft wird ein langfristiger Kooperationsmechanismus zwischen der Kommission und ihren Partnern formalisiert (vgl. Punkt 3.1). Sie kann mittels eines Partnerschaftsrahmenbeschlusses oder einer Partnerschafts​rahmenvereinbarung geregelt werden.
· Auf Grundlage des Partnerschaftsrahmenbeschlusses/der Partnerschafts​rahmen​vereinbarung werden spezifische jährliche Finanzhilfen gewährt, und zwar auf Grundlage eines Finanzhilfebeschlusses oder einer Finanzhilfevereinbarung:
· Der Finanzhilfebeschluss ist eine einseitige Rechtshandlung, mit der dem Empfänger eine Finanzhilfe gewährt wird. Anders als bei der Finanzhilfevereinbarung braucht der Begünstigte den Finanzhilfebeschluss nicht zu unterzeichnen und kann unmittelbar nach Eingang/Mitteilung mit der Maßnahme beginnen. Der Finanzhilfebeschluss trägt somit zur Beschleunigung des Verfahrens bei. Der Finanzhilfebeschluss richtet sich an in der EU niedergelassene Begünstigte.
· Die Finanzhilfevereinbarung ist vom Begünstigten zu unterzeichnen und unverzüglich an die EACEA zurückzusenden. Die EACEA unterzeichnet als letzte Partei. Die Finanzhilfevereinbarung richtet sich an Begünstigte mit Sitz außerhalb der EU.
Ein Muster des Finanzhilfebeschlusses bzw. der Finanzhilfevereinbarung findet sich auf der folgenden Website: http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/index_de.php
Die allgemeinen Bedingungen für Finanzhilfebeschlüsse/Finanzhilfevereinbarungen sind im Dokumentenregister auf der Homepage der EACEA einzusehen: http://eacea.ec.europa.eu/index_de.php.
8.2
Doppelfinanzierung
Eine antragstellende Organisation kann pro Haushaltsjahr nur einen Beitrag zu den Betriebskosten aus dem Haushalt der Europäischen Union zu beziehen. Sie darf jedoch für bestimmte Projekte andere EU-Finanzhilfen in Anspruch nehmen. Die Antragsteller müssen im Antragsformular alle weiteren Finanzhilfeanträge, die bei den Organen der Europäischen Union bereits für das gleiche Geschäftsjahr eingereicht wurden oder eingereicht werden sollen, ordnungsgemäß angeben. Dabei müssen für jede Finanzhilfe die Haushaltslinie, das EU-Programm und der beantragte Betrag angegeben werden.
Auf keinen Fall können dieselben Kosten zweimal aus dem Haushalt der Union finanziert werden. Der Antragsteller gibt daher für alle Unionsfinanzierungen, die er in dem betreffenden Haushaltsjahr für dieselbe Maßnahme, einen Teil dieser Maßnahme oder für seine Betriebskosten erhalten bzw. beantragt hat, die Quellen und Beträge und alle sonstigen Finanzierungen an, die er für dieselbe Maßnahme erhalten bzw. beantragt hat.

8.3
Berechnung der Finanzhilfe
a) Rückwirkungsverbot
 

Die rückwirkende Gewährung einer Finanzhilfe für bereits abgeschlossene Maßnahmen ist nicht zulässig.

Betriebskostenzuschüsse:

Die förderfähigen Ausgaben dürfen weder vor dem Zeitpunkt der Antragstellung noch vor Beginn des Rechnungsjahres des Empfängers getätigt worden sein.

b) Kofinanzierung
 

c) Kofinanzierung bedeutet, dass die für die Durchführung der Maßnahme oder des Arbeitsprogramms erforderlichen Ausgaben nicht in voller Höhe durch die EU-Finanzhilfe gedeckt werden dürfen. 

Die Kofinanzierung der Maßnahme oder des Arbeitsprogramms kann in folgender Form erfolgen:
· Eigenmittel des Begünstigten, 

· durch die Maßnahme oder das Arbeitsprogramm erzielte Einnahmen, 

· Finanzbeiträge Dritter
Finanzhilfen werden auf der Grundlage eines detaillierten Finanzplans der förderfähigen Kosten berechnet.
Der dem Antragsformular beigefügte Finanzplan muss vollständig und ausgeglichen sein, d. h. die geschätzten Gesamtausgaben müssen den geschätzten Gesamteinnahmen aus allen Quellen (einschließlich der von der Exekutivagentur beantragten Finanzhilfe) entsprechen. Die förderfähigen Kosten müssen im Finanzplan klar ausgewiesen werden.
Die Angaben im Finanzplan müssen in Euro erfolgen. Antragsteller aus Ländern, die nicht zur Eurozone gehören, müssen den Umrechnungskurs verwenden, der zum Zeitpunkt der Vorlage dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurde. (Siehe Website:

http://ec.europa.eu/budget/contracts_grants/info_contracts/inforeuro/inforeuro_de.cfm)
Ein Teil der geschätzten förderfähigen Gesamtkosten muss aus anderen Quellen als der Finanzhilfe der Union finanziert werden. Die Antragsteller geben die Quelle und Höhe aller sonstigen Finanzmittel an, die sie im betreffenden Rechnungsjahr für die Umsetzung des speziellen Arbeitsprogramms erhalten bzw. beantragen.
Mit der Finanzhilfe darf der Empfänger im Rahmen seiner Maßnahme keinen Gewinn anstreben oder erzielen. Unter Gewinn ist ein Überschuss der Einnahmen gegenüber den Ausgaben des Empfängers zu verstehen.
Wird ein Gewinn erzielt, ist die EACEA befugt, den prozentualen Anteil am Gewinn einzuziehen, der dem Beitrag der Union zu den förderfähigen Kosten entspricht, die dem Begünstigten im Rahmen der Projektausführung tatsächlich entstanden sind.
Beträge, durch die Rücklagen gebildet werden sollen, werden bei der Überprüfung der Einhaltung des Grundsatzes des Gewinnverbots nicht berücksichtigt.
Förderfähige Kosten
Um im Rahmen dieser Aufforderung förderfähig zu sein, müssen die Kosten folgende Kriterien erfüllen:
· Sie fallen während der Laufzeit des Arbeitsprogramms an, wie in der Finanzhilfevereinbarung bzw. im Finanzhilfebeschluss ausgewiesen, mit Ausnahme der Kosten für die Abschlussberichte und die Bescheinigungen über die Kostenaufstellung und die zugrunde liegenden Vorgänge der Maßnahme/des Arbeitsprogramms; der Förderzeitraum beginnt gemäß den Angaben in der Finanzhilfevereinbarung bzw. dem Finanzhilfebeschluss,
· sie stehen mit dem Gegenstand der Vereinbarung in Verbindung und sind im Finanzplan des Arbeitsprogramms angegeben,
· sie sind im vorläufigen Finanzplan der Maßnahme bzw. des Arbeitsprogramms vorgesehen,

· sie sind für die Durchführung des Arbeitsprogramms, das mit der Finanzhilfe gefördert wird, erforderlich,
· sie sind identifizierbar und kontrollierbar und sind insbesondere in der Buchführung des Begünstigten entsprechend den im Land seiner Niederlassung geltenden Rechnungslegungsgrundsätzen und seinen Kostenrechnungsverfahren erfasst,
· sie erfüllen die Anforderungen der geltenden steuer- und sozialrechtlichen Bestimmungen,
· sie sind angemessen und gerechtfertigt und entsprechen den Anforderungen der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung, insbesondere hinsichtlich der Sparsamkeit und der Effizienz.
Die internen Buchführungs- und Rechnungsprüfungsverfahren des Empfängers müssen es ermöglichen, die im Zusammenhang mit der Maßnahme angegebenen Kosten und Einnahmen unmittelbar den entsprechenden Buchführungsunterlagen und Belegen zuzuordnen.
Förderfähige direkte Kosten:
Als förderfähige direkte Kosten des Arbeitsprogramms gelten die Kosten, die unter Beachtung der oben genannten Voraussetzungen für die Förderfähigkeit als spezifische Kosten bestimmt werden können, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Durchführung der Maßnahme oder des Arbeitsprogramms stehen und somit unmittelbar zuzuordnen sind. Es können vor allem folgende direkte Kosten geltend gemacht werden, sofern sie den im vorstehenden Absatz genannten Kriterien entsprechen:
· Personalaufwendungen, dazu zählen die tatsächlichen Arbeitsentgelte zuzüglich der Sozialabgaben und weiterer in die Vergütung eingehender Kosten, sofern diese nicht die Durchschnittswerte des vom Finanzhilfeempfänger gewöhnlich gezahlten Arbeitsentgelts überschreiten,
· Ausgaben für Miete und Instandhaltung,
· Aufenthaltskosten des am Arbeitsprogramm beteiligten Personals (etwa für Sitzungen, europäische Konferenzen usw.), soweit diese die von der Kommission jährlich gebilligten Sätze nicht übersteigen,
· Reisekosten des an der Maßnahme/dem Projekt beteiligten Personals (etwa für Sitzungen, europäische Konferenzen usw.), soweit diese angemessen und gerechtfertigt sind und die Anforderungen einer wirtschaftlichen Haushaltsführung, insbesondere im Hinblick auf Wirtschaftlichkeit und Effizienz, erfüllen,
· Kosten für die Veranstaltung satzungsgemäßer Sitzungen und anderer Arbeitstreffen, die im Rahmen der üblichen operativen Verfahren des Empfängers notwendig sind,
· Kosten für den Erwerb von Ausrüstungen (neu oder gebraucht), sofern die betreffenden Güter gemäß den für den Begünstigten und solche Güter geltenden Steuer- und Buchführungsvorschriften abgeschrieben werden. Die Exekutivagentur berücksichtigt nur den Teil der Abschreibung, der der Laufzeit der Maßnahme sowie der tatsächlichen Nutzungsquote entspricht, es sei denn, die Art und/oder die Rahmenbedingungen der Nutzung rechtfertigen eine andere Kostenübernahme durch die Exekutivagentur. Der Empfänger muss in seinem Antrag Angaben zu den von ihm angewendeten Abschreibungsregeln machen,
· Kosten für Verbrauchsgüter und Lieferungen, soweit sie nachweisbar sind und im Zusammenhang mit der Maßnahme stehen,
· Kosten aus Aufträgen, die der Begünstigte für die Zwecke der Durchführung des Arbeitsprogramms vergibt, soweit die Bedingungen der Finanzhilfevereinbarung eingehalten werden,
· Kosten, die sich unmittelbar aus Anforderungen im Zusammenhang mit der Finanzhilfevereinbarung bzw. dem Finanzhilfebeschluss ergeben (insbesondere Auditkosten), einschließlich der Kosten für Finanzdienstleistungen (insbesondere Kosten für Sicherheitsleistungen),
· nicht abzugsfähige Mehrwertsteuer, es sei denn, diese steht im Zusammenhang mit der Tätigkeit von Behörden in den Mitgliedstaaten.
Nicht förderfähige Kosten
Folgende Kosten können nicht geltend gemacht werden:
· Kosten in Verbindung mit Kapitalrendite,
· Rückstellungen für mögliche zukünftige Verluste oder Belastungen,
· Belastungen durch Schulden und Schuldenbedienung,
· geschuldete Zinsen,
· zweifelhafte Forderungen,
· Wechselkursverluste,
· von der Bank eines Empfängers in Rechnung gestellte Kosten für Überweisungen der Kommission,

· Kosten, die im Rahmen anderer Maßnahmen oder Programme angegeben und abgerechnet werden, wenn diese Maßnahmen oder Programme mit Unionsmitteln gefördert werden,
· übertriebene oder unachtsam getätigte Ausgaben,
· Reisekosten für Reisen in Länder oder aus Ländern, die nicht förderfähig sind (für Organisationen der Zivilgesellschaft für das europäische Geschichtsbewusstsein kann eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden, sofern diese ausreichend begründet werden kann),
· Sachleistungen.
8.4 Auszahlungsverfahren
Vorfinanzierung
Bei Gewährung einer Finanzhilfe übermittelt die EACEA dem Begünstigten einen auf Euro lautenden Finanzhilfebeschluss oder eine Finanzhilfevereinbarung, worin die Bedingungen für die finanzielle Unterstützung und deren Höhe festgelegt sind.
Auf Grundlage der Bewertung der finanziellen Leistungsfähigkeit des Empfängers kann eine Vorauszahlung auf die Finanzhilfe geleistet werden. Mit der Vorauszahlung soll die Liquidität des Empfängers gewährleistet werden. Die EACEA kann von dem Empfänger, der eine Finanzhilfe von mehr als 60 000 Euro erhält, im Voraus eine Sicherheitsleistung für die Vorfinanzierung verlangen, die maximal in Höhe des Vorschusses liegt, um die mit der Vorauszahlung verbundenen finanziellen Risiken zu begrenzen. In diesen Fällen wird die Vorauszahlung nur nach Vorlage einer Sicherheit geleistet.
Innerhalb von 30 Tagen nach dem Datum, an dem die Vereinbarung (bei einer Finanzhilfevereinbarung) von der EACEA unterzeichnet bzw. der Beschluss (bei einem Finanzhilfebeschluss) mitgeteilt worden ist, wird eine Vorauszahlung in Höhe von höchstens 80 % geleistet.
Auszahlung des Restbetrags
Abschlussbericht
Die Finanzhilfe wird dem Empfänger nach Vorlage des im Formular für den Abschlussbericht enthaltenen Auszahlungsantrags vorbehaltlich der Genehmigung durch die EACEA ausgezahlt.
Der Abschlussbericht, in dem die Ergebnisse des Arbeitsprogramms im Hinblick auf die ursprünglich gesetzten Ziele beschrieben werden, ist unter Verwendung der offiziellen Berichtsformulare innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Förderzeitraums vorzulegen. Um den (Rest-)Betrag zu erhalten, muss der Empfänger den Abschlussbericht sowie weitere Begründungen und obligatorische Anhänge zu jeder Maßnahme gemäß den Bestimmungen auf der folgenden Website einreichen: http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/index_de.php
Berechnung des Restbetrags
Der endgültige Betrag der an den Empfänger zu vergebenden Finanzhilfe wird festgelegt nach Abschluss der Maßnahme oder des Arbeitsprogramms und nach
- Genehmigung eines Zahlungsantrags mit dem Abschlussbericht über die Durchführung der Maßnahme/des Arbeitsprogramms und die konkreten Ergebnisse,
- Überprüfung, ob sämtliche vorgesehenen Maßnahmen durchgeführt und die im Antrag angegebenen Leistungen erbracht wurden.

Falls eine im Antrag (im Anhang des Finanzhilfebeschlusses/der Finanzhilfevereinbarung) angegebene Maßnahme überhaupt nicht oder eindeutig unzureichend durchgeführt wurde, wird der endgültige Finanzhilfebetrag entsprechend verringert.
Liegen die tatsächlich förderfähigen Ausgaben des Arbeitsprogramms niedriger als die veranschlagten förderfähigen Gesamtkosten, so kürzt die EACEA die Finanzhilfe entsprechend. Der im Finanzhilfebeschluss bzw. der Finanzhilfevereinbarung bewilligte Prozentsatz der Kofinanzierung kann unter keinen Umständen erhöht werden.
Gegebenenfalls wird der Finanzhilfeempfänger aufgefordert, den von der EACEA bei der Vorfinanzierung zu viel gezahlten Betrag zurückzuzahlen. Die EACEA behält sich außerdem das Recht vor, den Finanzhilfebetrag zu kürzen, wenn die Organisation das ausgewählte Arbeitsprogramm nicht vollständig durchgeführt hat.
Sicherheitsleistung für die Vorfinanzierung
Im Anschluss an die Prüfung der finanziellen Leistungsfähigkeit kann die EACEA von einer Organisation, die eine Finanzhilfe von mehr als 60 000 EUR erhält, im Voraus für die Vorfinanzierung eine Sicherheitsleistung bis zur Höhe des Vorschusses verlangen, um die mit der Vorauszahlung verbundenen finanziellen Risiken zu begrenzen. Mit dieser Sicherheitsleistung wird bezweckt, dass eine Bank oder ein Finanzinstitut unwiderruflich selbstschuldnerisch und auf erste Anforderung für die Verbindlichkeiten des Begünstigten im Rahmen des Finanzhilfebeschlusses bzw. der Finanzhilfevereinbarung einsteht.
Die auf Euro lautende Sicherheit wird von einem zugelassenen Bank- oder Finanzinstitut mit Sitz in einem der Mitgliedstaaten der Europäischen Union gestellt. Ist der Empfänger in einem Drittland niedergelassen, so kann die EACEA eine von einer Bank oder einem Finanzinstitut mit Sitz in diesem Drittland gestellte Sicherheit akzeptieren, wenn sie der Auffassung ist, dass diese Bank oder dieses Finanzinstitut die gleichen Garantien und Merkmale aufweist wie eine Bank oder ein Finanzinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat.

Die Sicherheit kann nach Zustimmung der EACEA durch die selbstschuldnerische Bürgschaft eines Dritten oder die unbedingte und unwiderrufliche Solidarbürgschaft der in der Finanzhilfevereinbarung oder dem Finanzhilfebeschluss genannten Begünstigten der Maßnahme ersetzt werden.
Die Freigabe der Sicherheit erfolgt im Zuge der Verrechnung der Vorfinanzierung mit den Zwischenzahlungen bzw. der Zahlung des Restbetrags, die nach Maßgabe der Finanzhilfevereinbarung bzw. des Finanzhilfebeschlusses an den Empfänger geleistet werden.
8.5 Vergabe von Aufträgen bzw. Unteraufträgen
Erfordert die Durchführung des Arbeitsprogramms die Vergabe von Aufträgen bzw. Unteraufträgen, so erteilen die Begünstigten unter Beachtung der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung der potenziellen Auftragnehmer dem wirtschaftlich günstigsten Angebot den Zuschlag, d. h. dem Angebot mit dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis; dabei tragen sie dafür Sorge, dass es nicht zu einem Interessenkonflikt kommt.
Die Kosten für die Vergabe von Unteraufträgen dürfen 30 % der vom Arbeitsprogramm abgedeckten förderfähigen Gesamtkosten nicht überschreiten. Die Vergabe von Unteraufträgen ist nur zulässig, wenn die Mitarbeiter der antragstellenden Einrichtung nicht über die notwendige Qualifikation zur Ausführung der betreffenden Arbeit verfügen. Um förderfähig zu sein, muss die Vergabe von Unteraufträgen im Antrag umfassend beschrieben sein.
9. HAUSHALT
Für die vierjährigen Rahmenpartnerschaften (2014-2017) steht eine Finanzausstattung in Höhe von insgesamt 27,04 Mio. EUR zur Verfügung. Etwa ein Drittel davon ist für europäische öffentliche Forschungseinrichtungen, die sich mit politischen Themen befassen (Think-Tanks), vorgesehen.
Die für 2014 vorgesehene Finanzausstattung für spezifische jährliche Finanzhilfen beträgt insgesamt 6,76 Mio. EUR. Die Europäische Kommission beabsichtigt, im Rahmen dieser Aufforderung Finanzhilfen für 34 Organisationen bereitzustellen.
Die strukturelle Unterstützung wird unter Posten 16 02 01 des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union vergeben.
Die Europäische Kommission behält sich das Recht vor, nicht alle verfügbaren Mittel zu vergeben.
10. EIGENTUMSRECHTE/NUTZUNG DER ERGEBNISSE
Wie in der Finanzhilfevereinbarung bzw. im Finanzhilfebeschluss vorgesehen, räumt der Empfänger der Europäischen Kommission und der EACEA das Recht auf freie Nutzung der Ergebnisse der Maßnahmen ein, sofern dabei nicht die Vertraulichkeitsverpflichtungen oder bestehende gewerbliche Schutzrechte und Rechte an geistigem Eigentum verletzt werden.
11. ÖFFENTLICHKEITSWIRKUNG UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT
Verantwortlichkeiten der Begünstigten:
Alle im Rahmen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ finanzierten Maßnahmen müssen einen Beitrag zur Fortentwicklung des Programms leisten. Die Verstärkung der Öffentlichkeitswirkung des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ bedeutet beispielsweise, dass für die im Rahmen des Programms finanzierten Aktivitäten und Produkte deutlich auf die Finanzhilfe der Kommission hingewiesen werden muss.
Die Projektpartner sollten jede Gelegenheit nutzen, um vor und während der Durchführung ihrer Maßnahmen für eine angemessene Berichterstattung in den (lokalen, regionalen, nationalen und internationalen) Medien zu sorgen. Sie sollten darauf hinweisen, dass sie von der Europäischen Kommission einen Beitrag zu den Betriebskosten erhalten.
Die Begünstigten sind gehalten, in jeder Veröffentlichung oder anlässlich von Maßnahmen, für die die Finanzhilfe verwendet wird, den Beitrag der Europäischen Union deutlich zu nennen.
In diesem Zusammenhang sind die Begünstigten aufgefordert, in allen Veröffentlichungen, Aushängen, Programmen und anderen Produkten im Rahmen des kofinanzierten Projekts den Namen und das Logo der Europäischen Union, der Europäischen Kommission und des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ deutlich sichtbar aufzuführen. Name, Logo und der Haftungsausschluss-Vermerk können auf der folgenden Website abgerufen werden: http://europa.eu/about-eu/basic-information/symbols/flag/index_de.htm
.
Kommt der Begünstigte dieser Vorgabe nicht vollständig nach, kann die Finanzhilfe entsprechend den Bestimmungen des Finanzhilfebeschlusses bzw. der Finanzhilfevereinbarung gekürzt werden.
Verantwortlichkeiten der EACEA und/oder der Europäischen Kommission:
Alle Informationen zu Finanzhilfen, die im Laufe eines Haushaltsjahres gewährt wurden, werden spätestens am 30. Juni des Jahres, das auf das Haushaltsjahr folgt, in dem die Finanzhilfen gewährt wurden, auf der Website der Organe und Einrichtungen der Europäischen Union veröffentlicht. Die entsprechenden Informationen können ferner auf jede andere geeignete Art und Weise veröffentlicht werden, so auch im Amtsblatt der Europäischen Union.
Der Begünstigte ermächtigt die EACEA und/oder die Europäische Kommission, die folgenden Informationen in beliebiger Form und in einem beliebigen Medium einschließlich des Internets zu veröffentlichen:
· Name,
· Anschrift des Empfängers,
· Betrag der Finanzhilfe,
· Art und Zweck der Finanzhilfe.
Auf hinreichend begründeten Antrag des Finanzhilfeempfängers kann die EACEA auf die Veröffentlichung verzichten, wenn durch eine Offenlegung der Informationen die durch die Charta der Grundrechte der Europäischen Union geschützten Rechte und Freiheiten des Einzelnen verletzt oder die geschäftlichen Interessen der Finanzhilfeempfänger beeinträchtigt würden.
12.
DATENSCHUTZ
Alle personenbezogenen Daten (wie Name, Anschrift usw.) werden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr verarbeitet.
Soweit nicht als fakultativ gekennzeichnet, sind die Antworten des Antragstellers auf die Fragen im Antragsformular für die Beurteilung und weitere Bearbeitung des Finanzhilfeantrags entsprechend den Angaben in der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen erforderlich. Die personenbezogenen Angaben werden nur für diesen Zweck von der für das betreffende Finanzhilfeprogramm der Europäischen Union zuständigen Dienststelle (für die Verarbeitung zuständige Stelle) verwendet. Eine Übermittlung personenbezogener Daten kann unbeschadet einer mit dem EU-Recht konformen Übermittlung an Aufsichts- oder Kontrollorgane im nötigen Umfang an Dritte erfolgen, soweit diese an der Bewertung der Anträge oder am Verfahren zur Verwaltung der Finanzhilfen beteiligt sind.
Der Antragsteller hat das Recht, Auskunft über die ihn betreffenden Daten zu erhalten und die Berichtigung von Daten zu erwirken. Antragsteller, die Fragen zu diesen Daten haben, werden gebeten, sich an die für die Verarbeitung der Daten zuständige Stelle zu wenden. Den Antragstellern steht es jederzeit frei, den Europäischen Datenschutzbeauftragten anzurufen. Eine ausführliche Datenschutzerklärung zusammen mit Kontaktangaben ist auf der Website der EACEA abrufbar unter:
http://eacea.ec.europa.eu/about/documents/calls_gen_conditions/eacea_grants_privacy_statement.pdf
Die Antragsteller und – wenn es sich bei diesen um juristische Personen handelt – Personen, die in Bezug auf die Antragsteller über eine Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbefugnis verfügen, werden darauf hingewiesen, dass, falls auf sie eine Situation gemäß
- dem Beschluss 2008/969 der Kommission vom 16.12.2008 über das von den Anweisungsbefugten der Kommission und den Exekutivagenturen zu verwendende Frühwarnsystem (ABl. L 344 vom 20.12.2008, S. 125) oder
- der Verordnung Nr. 2008/1302 der Kommission vom 17.12.2008 über die zentrale Ausschlussdatenbank (ABl. L 344 vom 20.12.2008, S. 12)
zutrifft, die sie betreffenden Angaben (im Fall einer natürlichen Person Name und Vorname und im Fall einer juristischen Person Anschrift, Rechtsform sowie Name und Vorname der Personen, die über eine Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbefugnis verfügen) nur im Frühwarnsystem oder im Frühwarnsystem und in der zentralen Ausschlussdatenbank erfasst und im Zusammenhang mit der Vergabe oder Durchführung eines Auftrags oder einer Finanzhilfevereinbarung bzw. eines Finanzhilfebeschlusses nur an die in dem vorstehenden Beschluss bzw. der vorstehenden Verordnung genannten Personen und Stellen weitergegeben werden dürfen.
13. ANTRAGSFRISTEN/ANTRAGSVERFAHREN
Die Frist für die Abgabe der Anträge endet am 20. Dezember 2013 um 12.00 Uhr (mittags, Brüsseler Zeit).
13.1 Antragsverfahren
Ausführliche Informationen zum Antragsverfahren können unter folgender Adresse abgerufen werden: http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/index_de.php
Für die Antragstellung ist das aktuelle elektronische Formular (eForm) für Finanzhilfeanträge zu verwenden. Es sind alle Datenfelder des elektronischen Formulars auszufüllen.
Zusätzlich sind dem elektronischen Formular die folgenden Dokumente anzufügen:
· Ehrenwörtliche Erklärung, die mit der Unterschrift der/des bevollmächtigten Vertreterin/Vertreters der antragstellenden Organisation versehen ist,
· vollständiger ausgefülltes Formular für den Finanzplan,
· vollständiger ausgefülltes Formular „Rechtsträger“

· Formular „Finanzangaben“

Anträge, die als Papierausdruck auf dem Postweg, per Fax oder E-Mail eingereicht werden, werden nicht zur Bewertung zugelassen.
Die Europäische Kommission und die Exekutivagentur behalten sich das Recht vor, jederzeit gegebenenfalls benötigte zusätzliche Informationen – insbesondere in Form des Formulars Formulars „Finanzielle Leistungsfähigkeit“ – anzufordern.
Alle Unterlagen sind in elektronischem Format unter der folgenden Adresse einzureichen/hochzuladen:
http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/index_de.php
Für eine Finanzhilfe werden nur Anträge in Betracht gezogen, die die Zulassungskriterien erfüllen. Antragsteller, deren Antrag als nicht förderfähig eingestuft wurde, werden schriftlich über die Gründe für die Ablehnung informiert.
Vor Ablauf des Auswahlverfahrens kann zu Entscheidungen über einzelne Anträge keine Auskunft gegeben werden. Die Ergebnisse des Auswahlverfahrens werden im Frühjahr 2014 unter der folgenden Adresse veröffentlicht:
http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/funding/2014/index_en.php.
Den für eine Finanzhilfe ausgewählten Antragstellern wird eine EU-Finanzhilfevereinbarung bzw. ein EU-Finanzhilfebeschluss übermittelt. Antragsteller, deren Antrag abgelehnt wurde, werden schriftlich darüber informiert. Die Anträge werden nicht an die Antragsteller zurückgesendet.
Checkliste: vom Antragsteller vorzulegende Unterlagen:

1.
Vollständig ausgefülltes elektronisches Antragsformular (eForm);

2. 
vollständig ausgefülltes Formular für den Finanzplan (dem eForm als Anhang beizufügen);

3.
unterzeichnete ehrenwörtliche Erklärung (dem eForm als Anhang beizufügen);

4. 
vollständig ausgefülltes Formular „Rechtsträger“ (siehe http://ec.europa.eu/budget/contracts_grants/info_contracts/legal_entities/legal_entities_de.cfm; dem eForm als Anhang beizufügen)

5.
Formular „Finanzangaben“ (siehe http://ec.europa.eu/budget/library/contracts_grants/info_contracts/financial_id/fich_sign_ba_gb_de.pdf; dem eForm als Anhang beizufügen)
Anhänge:

1.
Antragsformular (Muster; eForm unter folgender Adresse verfügbar: http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/index_de.php );

2.
Formular für den Finanzplan (Muster);

3.
Partnerschaftsrahmenvereinbarung und jährliche Einzelvereinbarung (Muster; siehe http://www.cc.cec/budg/imp/grants/imp-090_014_agreement_en.html)

4.
Partnerschaftsrahmenbeschluss und Beschluss über die Gewährung spezifischer jährlicher Finanzhilfen (Muster) werden ab Januar 2014 auf der Website der EACEA verfügbar sein.
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